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Anlage 9: Eigenerklärung zur Eignung  
 
 

Ich erkläre/Wir erklären, dass 
  

 mein/unser Unternehmen gewerberechtlich ordnungsgemäß angemeldet ist, bzw. 
entsprechende gewerberechtliche Erlaubnisse erteilt wurden. 

 mein/unser Unternehmen im entsprechenden Register eingetragen ist, sofern dies 
gesetzlich vorgeschrieben ist. 

 eine Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlossen wurde. 

 ich/wir meinen/unseren Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung nachgekommen bin/sind und ermächtigen 
den Auftraggeber, Auskünfte über die Meldedateien personenunabhängig einzuholen 
bzw. lege(n) diese auf Verlangen des Auftraggebers vor. 

 ich/wir meinen/unseren Verpflichtungen der Beiträge zu den Krankenversicherungen und 
Berufsgenossenschaften nachgekommen bin/sind und auch weiterhin nachkomme(n). 

 ich/wir in den letzten zwei Jahren nicht zu einer Geldbuße gemäß § 23 Arbeitnehmer-
Entsendegesetz bzw. § 21 Mindestlohngesetz von mehr als 2.500 Euro belegt worden 
bin/sind und mir/uns kein aktueller Verstoß gegen die o.a. Vorschriften und kein 
anstehender Bußgeldbescheid gegen das Unternehmen bzw. die verantwortlich 
handelnde(n) Person(en) betrifft/betreffen oder bekannt ist. 

 mir/uns nicht bekannt ist, dass im Berliner Korruptionsregister eine Eintragung vorliegt, die 
das Unternehmen bzw. die verantwortlich handelnde(n) Person(en) betrifft/betreffen. 

 ich/wir die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen 
Leistungen erfülle(n), 

 zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe über mein/unser Vermögen nicht das 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder Antrag 
auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder dieser Antrag mangels Masse 
abgelehnt worden ist, 

 die Bestimmungen gegen Schwarzarbeit, illegale Arbeitnehmerüberlassung und gegen 
Leistungsmissbrauch i.S.d. Dritten Sozialgesetzbuches, des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes, bzw. des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit einhalten. 

 keine Ausschlussgründe i.S.v. § 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) vorliegen. 

 keine Verfehlungen i.S.v. § 124 GWB vorliegen. 

 Ich/wir den Auftraggeber unverzüglich davon in Kenntnis setzen, sofern einer der 
Ausschlussgründe gemäß den §§ 123 oder 124 GWB bei uns oder einem 
Nachunternehmer vorliegt oder ich/ wir oder ein Nachunternehmer von einer öffentlichen 
Stelle von Auftragsvergaben ausgeschlossen worden bin/sind/ist. Diese Verpflichtung gilt 
für den Auftragnehmer über die Dauer des Vergabeverfahrens hinaus auch für die 
Vertragslaufzeit. Ein Verstoß gegen diese Verpflichtung führt zu einem außerordentlichen 
Kündigungsrecht des Auftraggebers. 
 

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung meinen/unseren 
Ausschluss von weiteren Auftragserteilungen zu Folge haben und mein/unser Unternehmen 
für die Dauer von bis zu fünf Jahren von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen 
werden kann. 
 
 
 
 
___________________    ______________________ 
(Ort, Datum)      (Unterschrift, Firmenstempel) 


